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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Militärorganisation

Neben der Weiterentwicklung der Armee, dem organisatorischen und strukturellen
Grossprojekt der Streitkräfte, lancierte das Verteidigungsdepartement zusätzlich eine
Arbeitsgruppe zur Weiterentwicklung des Dienstpflichtsystems. Unter dem Vorsitz von
alt Nationalrat Arthur Löpfe soll diese „Studiengruppe“ zusammen mit Vertretern des
Bundes, der Kantone und der betroffenen Verbände bis Mitte 2015 einen Bericht
vorlegen, um aufzuzeigen, wie die Zukunft des Dienstpflichtsystems aussehen könnte.
Wünschenswert wäre ein Erkenntnisgewinn in Fragen um einen Zusatzbedarf nach
Dienstleistenden in ausserordentlichen Lagen, die Gesamtanzahl Dienstleistender, die
Durchlässigkeit zwischen den Organisationen (Armee, Zivilschutz, Zivildienst) sowie
Abrechnungsfragen im Rahmen der Erwerbsersatzordnung. Damit sollen Aspekte
aufgenommen werden, die bei der Weiterentwicklung des Bevölkerungsschutzes und
Zivilschutzes im Nachgang an die Volksinitiative „Ja zur Aufhebung der Wehrpflicht" und
in verschiedenen parlamentarischen Vorstössen aufgeworfen worden waren. Die
Studiengruppe soll Lösungsvorschläge unterbreiten, die mit der Priorität der
Militärdienstpflicht und dem Milizprinzip, jedoch auch mit dem Zwangsarbeitsverbot
der Europäischen Menschenrechtskonvention vereinbar sind. Hauptaugenmerk liegt
dabei explizit auf dem Dienstpflichtsystem, wobei alternative Formen eines
gesellschaftsdienlichen Sozialeinsatzes mitgeprüft werden sollen und nicht auf einer
Restrukturierung der Armee als Verteidigungsinstitution. 1
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1) Medienmitteilung VBS vom 11.04.2014.pdf
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